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Sonderermittler Das zuständige
Bundesamt hat Sonderermittler
PeterMarti mehr E-Mails ausge-
händigt als erlaubt. Zu diesem
Schluss kam eine bundesinterne
Untersuchung zurCorona-Leaks-
Affäre um Peter Lauener, den
ehemaligen Informationschef
von Bundesrat Alain Berset.

Darüber berichtete gestern die
SRF-Sendung «Rendez-vous»
mit Verweis auf eine Stellung-
nahme des Eidgenössischen Fi-
nanzdepartements (EFD). Das
Bundesamt für Informatik und
Telekommunikation habe mit
seinerHerausgabepraxis die Per-
sönlichkeitsrechte der Betroffe-
nen verletzt, schrieb das EFD in
der Stellungnahme. Anstelle der
beantragtenMails für einen Zeit-
raum von sechs Wochen wurde
Marti der Mailverkehr mehrerer
Jahre ausgehändigt.

Das Ergebnis der Untersu-
chung hat zur Folge, dass die
widerrechtlich ausgehändigten
E-Mails im Strafverfahren gegen
Lauener wohl nicht verwendet
werden dürfen, so die Einschät-
zung zweier Rechtsexperten ge-
genüber SRF. (SDA)

Behörden haben
Marti zu viele
E-Mails geliefert

Prävention DerBundesrat hat die
Gelder für Präventionsprogram-
me gegen Radikalisierung und
Extremismus für die nächsten
Jahre um ein Viertel gekürzt. Bis
2028 will er noch 3,75 Millionen
Franken lockermachen. Das
sind pro Jahr 750’000 Franken,
oder 250’000 Franken weniger
als bisher.

Der Kredit soll Massnahmen
und Projekte zur Verhinderung
und Bekämpfung von Radikali-
sierung und gewalttätigem Ext-
remismus während fünf Jahren
unterstützen, wie der Bundesrat
gestern mitteilte. Gemäss einem
nationalen Aktionsplan liegt der
Fokusdabei auf jungenMenschen
sowie einem kritischen Umgang
mit dem Internet und den sozia-
len Medien. Konkret verlängerte
der Bundesrat die Geltungsdau-
er der entsprechenden Rechts-
grundlage bis Ende Juni 2028.Die
neuen Mittel sollen ab Januar
2024 zurVerfügung stehen. (SDA)

Weniger Geld für
die Bekämpfung
von Extremismus

Verteidigung Die Landesregierung
schafft ein neues Staatssekreta-
riat für Sicherheit im Departe-
ment fürVerteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport (VBS).Es
erarbeitet undkoordiniert abdem
1. Januar 2024 eine gesamtheitli-
che Sicherheitspolitik.DasCyber-
sicherheitszentrumwechselt vom
Finanzdepartement insVBS.Die-
ses wird bis Ende Jahr die recht-
lichen Grundlagen erarbeiten,
wie der Bundesrat gestern mit-
teilte. Anstoss zu dem neuen
Staatssekretariat gab der Krieg
in der Ukraine.

Neben militärischen würden
Kriege zunehmend mit hybriden
Mitteln geführt. Dazu gehören
Cyberangriffe, Desinformation,
Beeinflussung, Druckversuche
oder Erpressung bis hin zu ver-
decktenOperationen.Sicherheits-
politik kann sich deshalb in den
Augen des Bundesrats nicht auf
Verteidigung beschränken. (SDA)

Staatssekretariat
für Sicherheit

«Wir rufen beide Seiten auf, das
Fenster für Verhandlungen über
eine Paketlösung zu nutzen und
sich bis zum Ende des Mandats
der EU-Kommission und des Eu-
ropaparlaments zu einigen.» So
der Appell in einer Resolution,
die der österreichische EU-Ab-
geordnete Lukas Mandl vorbe-
reitet hat. Heute kommt Staats-
sekretärin Livia Leu zur neunten
Sondierungsrunde nach Brüssel,
und es dürfte nicht die letzte
sein. Die Zeit drängt also. Das
Fenster für eine Einigung könn-
te sich aus Sicht des EU-Parla-
ments bald schliessen.

Die Europawahlen sind knapp
ein Jahr später, und die Schweiz
hätte es auf EU-Seite kurz danach

mit einem neuen Verhandlungs-
team zu tun, das sich zuerst ein-
arbeiten müsste. Der Bundesrat
hat EndeMärz bekannt gegeben,
bis vor dem Sommer zumindest
die «Eckwerte» für ein Verhand-
lungsmandat ausarbeiten zuwol-
len.Das eigentlicheMandat dürf-
te demnach erst nach den eidge-
nössischen Wahlen beschlossen
und Verhandlungen womöglich
erst imneuen Jahrbeginnen kön-
nen. Diesen Schweizer Fahrplan
haben die Europaabgeordneten
auf dem Radar. Der Appell aus
dem EU-Parlament kommt also
nicht zu früh, das Plenum soll in
den nächsten Wochen über die
Resolution von Berichterstatter
Mandl abstimmen.

Die Resolution soll die Dringlich-
keit einerLösung fürbeide Seiten
unterstreichen, zählt dabei ältere
und neuere Kritikpunkte der EU
gegenüber der Schweiz auf. Eine
grosse Zahl der bilateralen Ab-
kommenmüsse aktualisiertwer-
den, da diese sonst auslaufen
würden: «GrundlegendeAbkom-
men erreichen ihrAblaufdatum.»
Die EU-Abgeordnetenwollen ge-
mäss Entwurf auf einen «effekti-
ven Streitschlichtungsmechanis-
mus» pochen. Eine gemeinsame
Rechtssprechung sei die Voraus-
setzung fürdenZugang zumBin-
nenmarkt. Einmal mehr bean-
standet Brüssel, dass die Schweiz
aus derSicht derEUbilateraleAb-
kommen nicht korrekt umsetzt

beziehungsweise Gesetze erlas-
senhabe,die dagegenverstossen.
Konkret erwähntwerdendie Per-
sonenfreizügigkeit undderLohn-
schutz: Die Resolution drängt da-
rauf, dass Bern das EU-Recht be-
züglich entsandte Arbeitnehmer
übernimmt und den Lohnschutz
entsprechend anpasst.

«Systemisches Risiko»
Dringlichkeit sieht die Resoluti-
on auch mit Blick auf ein Strom-
abkommen.Die Stabilität derNet-
ze unddieVersorgungssicherheit
seienvon einer engenKooperati-
on zwischenderSchweiz undder
EU abhängig.DerAusschluss der
Schweiz stelle ein «systemisches
Risiko» fürden ganzenKontinent

dar. Es brauche deshalb eine Lö-
sung fürdengrenzüberschreiten-
den Handel mit Strom.

InBernhattemangrosseHoff-
nungen auf LukasMandl gesetzt,
als derAbgeordnete undVertrau-
te des damaligenBundeskanzlers
Sebastian Kurz den Auftrag für
den Bericht fasste. Der Österrei-
cher äusserte sich in Interviews
klar als «Freund der Schweiz»
und sah die Gründe fürs Schei-
tern beim Rahmenabkommen
auch in der Brüsseler Verhand-
lungsführung. Als Berichterstat-
termussMandl allerdings die Po-
sitionen der verschiedenen poli-
tischen Lager berücksichtigen.

Stephan Israel, Brüssel

Er trat als Freund der Schweiz an – jetzt drängt er zur Eile
Sondierungen Heute reist Livia Leu nach Brüssel. Fürs EU-Parlament ruft Lukas Mandl zu mehr Tempo auf.

Bernhard Odehnal
und Thomas Knellwolf

Wäre er jetzt inMoskau, hätte Ivo
Mijnssen kein schönes Leben
mehr. Dann nämlich drohten
dem NZZ-Korrespondenten
«Geldstrafe, Zwangsarbeit oder
eine Freiheitsstrafe von zwei bis
fünf Jahren». Diese Drohung
stellte die russische Botschaft in
Bern kürzlich auf Deutsch und
Russisch auf ihre Website und
machte sie gestern über ihren
Twitter-Account publik.

Dass die diplomatische Ver-
tretung Russlands Schweizer
Journalistinnen und Journalisten
einseitige Berichterstattung zu-
gunsten derUkraine vorwirft, ist
fast schonRoutine.DieNZZ, aber
auch dieTamedia-Publikationen
sind immerwiederThema in auf-
fallend langen und sehr aggres-
siv verfassten Statements.

Justiz wie unter Stalin
Neu ist die unverhohlene Dro-
hungmit einer Justiz, die bewie-
sen hat, dass sie nicht dem
Rechtsstaat, sondern nur Putin
dient. Erst diese Woche wurde
Oppositionspolitiker Wladimir
Kara-Mursa wegen angeblicher
Falschinformationen über die
Armee zu 25 Jahren Haft verur-
teilt. Solche Urteile wegen Polit-
Deliktenwaren bisher nur unter
Stalin üblich.

Was die russische Botschaft
aber dem NZZ-Journalisten vor-
wirft,wiegt noch deutlich schwe-
rer als «Falschinformationen».
Nämlich: «Rechtfertigung von
Terrorismus und Terrorismus-
propaganda über die Medien.»

Der Schweizer Mijnssen ist
in Wien stationiert und hat seit
Beginn des Kriegsmehrmals für
längere Zeit die Ukraine bereist.
Anfang April schrieb er über die
Zustände in der von den Russen
besetzten Stadt Melitopol und
über Sabotageakte ukrainischer
Partisanen. Basis dafür waren
offenbar persönliche Gespräche
sowie die Auswertung von Tex-
ten und Bildern auf Telegram
und anderen sozialen Medien.
Eine unabhängige Berichterstat-
tung aus besetzten Gebieten lässt
das russische Regime nicht zu.

Mijnssen schreibt unter ande-
rem vom zivilenWiderstand. So
hätten ukrainische Frauen den
russischenSoldatenAbführmittel

in das Brot gemischt. Er schreibt
aber auch von der Hoffnungs-
losigkeit in einer Stadt, die der
russische Staat zwar als eigenes
Territorium betrachtet, wo er
aber bis heute keine funktionie-
rendeVerwaltung aufgebaut hat.

Die russische Botschaft be-
zeichnet den Artikel als «Recht-
fertigung des Terrorismus» und
droht dem Autor nicht nur mit
dem russischen Strafgesetz, son-
dern auch mit dem schweizeri-
schen. Danach werde die Betei-
ligung an einer terroristischen
Organisationmit bis zu zehn Jah-
ren, dieWerbung für eine terro-
ristische Tat mit bis zu fünf Jah-
ren Gefängnis bestraft. Norma-
lerweise verurteilen Gerichte
wegen dieser Paragrafen IS- oder
Al-Qaida-Mitglieder.

Die Botschaft in Bern schreibt,
sie habe keine Anzeige bei den
russischen oder schweizerischen
Strafverfolgungsbehörden ein-
gereicht «imZusammenhangmit
dem NZZ-Artikel, in dem Terro-
rismus gerechtfertigt wird». In

Bezug auf Russland fügt sie hin-
zu: «Wir haben keine Informati-
onen darüber, ob jemand das
schon gemacht hat.» Und für die
Schweiz behalte man sich «die-
ses Recht vor».

Texte für «Chefs inMoskau»
Eine ähnliche Drohung erhielt
schon NZZ-Chefredaktor Eric
Gujer, nachdem seine Zeitung
im vergangenen Sommer eine
ukrainische Karikatur mit einer
roten Clownnase auf dem Ge-
sicht Putins abgedruckt hatte.

Taten folgten diesen Drohun-
gen bisher nie. Teilweise sind
wüste Beschimpfungen undUn-
terstellungen gegen Schweizer
Medienschaffende auf derWeb-
site der Botschaft auch nur auf
Russisch zu finden.Auch deshalb
folgerte der russische Schrift-
steller Michail Schischkin in
einem «Tages-Anzeiger»-Inter-
view: «Die Texte werden nicht
für die Öffentlichkeit in der
Schweiz, sondern für die Chefs
in Moskau verfasst.»

Dort dürftemanmit derAussen-
stelle in Bern unter Botschafter
Sergei Garmoninwohl zufrieden
sein. Keine andere Botschaft
in Europa ist so aktiv dabei,
Medienleute an den Pranger zu
stellen. Auch keine andere Bot-
schaft in der Schweiz tut dies.

Reporter ohne Grenzen nennt
dieDrohung «schockierend»und
«absurd»: «Die Reaktion zeugt
von einer völligen Missachtung
der Pressefreiheit», sagt Denis
Masmejan, Generalsekretär der
Schweizer Sektion. Die Drohung
gegen den NZZ-Journalisten sei
«nicht überraschend, kommt
sie doch aus einem Land, das die

Informationsfreiheit täglich aufs
Schwerste verletzt». Masmejan
verweist auf die jüngste Verhaf-
tung eines US-Journalisten we-
gen angeblicher Spionage und
auf die Rangierung Russlands im
internationalen Vergleich der
Pressefreiheit auf Platz 155 von
180. Man wisse, sagt Masmejan,
dass die Machthaber in Moskau
«vor nichts zurückschrecken,
um jegliche Kritik, auch von aus-
ländischen Journalisten, zum
Schweigen zu bringen».

Die Botschaft in Bern schreibt,
ihr Kommentar «sei keineswegs
bedrohlich»: «Wir erinnern die
NZZ-Journalisten lediglich dar-
an, dass sie trotz der Meinungs-
freiheit in einem Rechtsstaat
leben und sich an dessen gesetz-
lichen Bestimmungen orientie-
ren sollten, die unter anderem
die Unterstützung terroristischer
Aktivitäten verbieten,woraufwir
den geschätzten Journalisten
hingewiesen haben.»

Die NZZ verzichtet auf eine
Stellungnahme.

Moskau geht auf NZZ-Journalisten los
Russische Botschaft Nach einem Bericht über den ukrainischenWiderstand in russisch besetztem Gebiet
nehmen Putins Diplomaten in Bern einen Korrespondenten ins Visier. Sie drohen unverhohlenmit Zwangslager.

Gut geschützt und streng bewacht: Die russische Botschaft in Bern greift Schweizer Medienschaffende an. Foto: Raphael Moser

Botschafter Garmonin. Foto: Key


